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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Bundesministerium für Verkehr,
Innovation und Technologie 

Radetzkystraße 2 
1030 Wien
per E-Mail: st4@bmvit.gv.at
Wien, am 8. Februar 2016
Betrifft: 
BMVIT-242.906/0004-IV/ST4/2015;


Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie, mit der die Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den Kraftfahrlinienverkehr (Kfl-Bef Bed) geändert wird; Begutachtung
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung des Entwurfes einer Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie, mit der die Verord​nung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den Kraftfahrlinienverkehr (Kfl-Bef Bed) geändert wird, und nimmt dazu wie folgt Stellung:
I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes oder des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. 
Darüber hinaus führt der Behindertenanwalt im Rahmen des § 13c Bundesbehinder​tengesetz Untersuchungen durch und gibt Empfehlungen und Berichte zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung ab.


II. Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
Räumliche Mobilität stellt eine Grundvoraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen dar. Die von Österreich im Jahr 2008 ratifizierte UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) stellt eine völkerrechtliche Verpflichtung dar.
Der Anspruch auf Mobilität von Menschen mit Behinderungen ergibt sich aus Artikel 20 UN-BRK, welcher in authentischer Fassung wie folgt lautet: 
„States Parties shall take effective measures to ensure personal mobility with the greatest possible independence for persons with disabilities (…)“
Der Behindertenanwalt begrüßt daher ausdrücklich jene geplanten Änderungen der Verordnung, die dazu geeignet sind, Mobilitätschancen von Menschen mit Behinderungen zu verbessern. Gleichzeitig wird jedoch auch angeregt, jene Formulierungen nachzuschärfen, die zu einer Benachteiligung dieser Personen​gruppe führen können.

III. Empfehlungen des Behindertenanwaltes
Ad Z 1 (§ 4):

Die vorgesehene grundsätzliche Verpflichtung zur barrierefreien Veröffentlichung der Fahrplaninformation wird ausdrücklich begrüßt.

Im Lichte der Empfehlungen des zuständigen UN-Komitees im Zuge einer Individual​beschwerde nach dem Fakultativprotokoll der UN-BRK (Communication No. 21/2014) wird angeregt, gemäß diesen Empfehlungen und in Übereinkunft mit der UN-BRK das Erfordernis des barrierefreien Zugangs zu den Fahrplaninformationen nachzuschärfen.
Folgende Formulierung wird daher angeregt:

„§ 4. Die Kursfahrten sind fahrplangemäß durchzuführen. Der Fahrplan ist im Internet und physisch jeweils in barrierefreier Weise zu veröffentlichen, an den Haltestellen wenigstens auszugsweise (Abfahrtszeiten) in barrierefreier Weise zugänglich zu machen und im Linienfahrzeug mitzuführen und den Fahrgästen auf Verlangen vorzulegen.“
Ad Z 20 und 21 (§ 38, § 39):
Die Befreiung von Assistenzhunden von der Maulkorbpflicht und die Ausnahme vom Beförderungsentgelt im Sinne der Harmonisierung mit den veränderten Bestim​mungen im Bundesbehindertengesetz werden ausdrücklich begrüßt.

Ad Z 24 und 25 (§ 46, § 46a):

Der neu eingefügte § 46a Abs. 2, wonach aufgrund  unfallbedingten Schadens eine Ausnahme von Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen von der Deckelung des Schadenersatzes vorgesehen ist, wird ausdrücklich begrüßt.
In diesem Zusammenhang wird jedoch angeregt, diese Regelung auch auf § 46, welcher die Haftungsgrenze bei Schäden aus leichter Fahrlässigkeit beinhaltet, auszudehnen.
Diese Erweiterung wäre sinnvoll, da Rollstühle und andere Mobilitätshilfen von Menschen mit Behinderungen oftmals unter beträchtlichem Eigenmittelaufwand erworben werden. 
Auch besteht für Personen, die auf diese Hilfsmittel angewiesen sind, grundsätzlich keine Entscheidungsfreiheit darüber, das über die Deckelung hinaus gehende Transportrisiko  durch Verzicht auf eine Mitnahme zu vermeiden. 
Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass Mobilitätshilfen, bei denen es sich oftmals um ergonomisch individuell angepasste Produkte handelt, im Allgemeinen teurer sind als reguläres Handgepäck. Folglich würde die derzeit in § 46 des Entwurfes vorgesehene Deckelung Personen, welche auf die Benützung von Mobilitätshilfen angewiesen sind, in besonderer Weise benachteiligen.

Zusammenfassend ist demnach festzustellen, dass die Übertragung des Transport​risikos im Falle von Hilfsmitteln für Menschen mit Behinderungen angesichts der differierenden wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der VertragspartnerInnen ein Unbill darstellt. Es wird daher im Sinne der Dimension der sozialen Nachhaltigkeit des Wirkungsziels der gegenständlichen Verordnung folgende Formulierung des § 46 Abs. 2 angeregt:

„Rollstühle und andere Mobilitätshilfen sind von den Bestimmungen der § 46 und § 46a Abs 1 ausgenommen. Rollstühle und andere Mobilitätshilfen müssen unge​achtet von durch Unfällen oder leichter Fahrlässigkeit verursachten Schäden bei Verlust oder Beschädigung stets zum Wiederbeschaffungswert ersetzt werden oder die faktisch anfallenden Reparaturkosten übernommen werden.“
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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